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selbstverständlich Prinzipienfestigkeit und kameradschaftli­
che Kritik einschließt, ist keines der an der Strafverfolgung 
beteiligten Organe in der Lage, seinen gesellschaftlichen Auf­
trag zu erfüllen. Obwohl die Anweisung 1/85 ebenso wie die 
vorhergehende Anweisung nur Aufgaben des Staatsanwalts 
regelt, ist sie auch für die Tätigkeit der Untersuchungsorgane 
verbindlich.

Anzeigenaufnahme und Anzeigenprüfung

Der Staatsanwalt hat die Wahrung der Gesetzlichkeit bei 
der Anzeigenaufnahme und Anzeigenprüfung durch die Un­
tersuchungsorgane zu kontrollieren. Eine strenge Ordnung 
bei der Anzeigenaufnahme und Anzeigenprüfung ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die wirksame Strafverfolgung. 
Sie hat große Bedeutung für die weitere Festigung des Ver­
trauensverhältnisses der Bürger zum sozialistischen Staat. 
Es muß für den Bürger erlebbar sein, daß die verantwort­
lichen staatlichen Organe alle notwendigen Maßnahmen ver­
anlassen, um ihn vor Straftaten jeglicher Art wirksam zu 
schützen. Die Anweisung 1/85 verpflichtet die Staatsanwälte, 
bei ihren Kontrollen darauf zu achten, daß auch diejeni­
gen Anzeigen und Mitteilungen aufgenommen, registriert 
und fristgemäß bearbeitet werden, die durch andere Dienst­
zweige der Deutschen Volkspolizei oder durch andere Befugte 
entgegengenommen wurden. Jedem Hinweis zu einem Straf­
tatverdacht, der verantwortlichen staatlichen Organen zur 
Kenntnis gelangt, ist gewissenhaft nachzugehen, unabhängig 
davon, ob es sich um eine Anzeige oder eine Mitteilung han­
delt. Für die Untersuchungsorgane ergeben sich aus Mittei­
lungen gleiche Pflichten zur Prüfung wie aus Anzeigen, wenn 
sie Informationen enthalten, die auf einen strafrechtlich 
relevanten Sachverhalt hinweisen.

Im Interesse einer konzentrierten und beschleunigten 
Durchführung des Verfahrens ist großer Wert darauf zu le­
gen, daß bereits bei der Anzeigenaufnahme durch gründliche 
Befragung des Anzeigenden alle der Aufklärung dienenden 
Informationen erfaßt, protokolliert und erkennbare Wider­
sprüche geklärt werden.

Die Verminderung von Doppelarbeit bedingt, daß die Pro­
tokollierung der Aussagen des Anzeigenden den Anforde­
rungen einer Zeugenvernehmung entspricht. Ferner muß ge­
währleistet sein, daß erforderliche Straf- und Schadenersatz­
anträge sowie alle zu diesem Zeitpunkt bereits zur Verfü­
gung stehenden Informationen zum Schaden (z. B. Neuwert/ 
Zeitwert, Folgeschaden, Ausgleichsanspruch, Zinsen) mit 
aufgenommen werden. Der Geschädigte ist im Rahmen sei­
ner Mitwirkung aufzufordern, seine Schadenersatzforderun­
gen exakt zu beziffern, die zu ihrer Begründung notwendi­
gen Tatsachen darzulegen und die erforderlichen Rechnun­
gen, Quittungen, Bescheinigungen, Gutachten und anderen 
Beweisgegenstände vorzulegen.

Anliegen der Anzeigenprüfung ist es, zügig und gründlich 
alle diejenigen Prüfungshandlungen vorzunehmen, die eine 
Entscheidung nach § 95 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 StPO ermöglichen. 
Darüber hinausgehende weitere Prüfungshandlungen, mit 
denen Aufgaben des Ermittlungsverfahrens vorweggenom­
men werden, sowie prozessuale Zwangsmaßnahmen sind im 
Anzeigenprüfungsstadium unzulässig.

Personen, bei denen geprüft wird, ob der Verdacht be­
steht, daß sie für den in der Anzeige oder Mitteilung ent­
haltenen strafrechtlich relevanten Sachverhalt als mögli­
che Täter in Frage kommen, können hierzu als Verdächtige 
befragt werden. Eine Vernehmung Verdächtiger als Be­
schuldigte oder als Zeugen ist ausgeschlossen.

Es ist ferner darauf zu achten, daß die Prüfung der An­
zeigen und Mitteilungen innerhalb der in der Anweisung 1/85 
festgelegten Fristen erfolgt. Für den Regelfall gilt die An­
zeigenprüfungsfrist von 7 Tagen; eine Verlängerung ist nur 
in notwendigen Fällen vorzunehmen.

Der Kontrolle des Staatsanwalts unterliegen auch die nach 
den Grundsätzen der Anzeigenprüfung einschließlich der 
festgelegten Fristen vorzunehmenden Untersuchungen bei 
Tod unter verdächtigen Umständen (§ 94 StPO), zur Auf­
klärung von mit Strafe bedrohten Handlungen strafunmün­
diger oder zurechnungsunfähiger Personen (§ 99 StPO) sowie 
zum Auffinden vermißter Personen.

Der Staatsanwalt kontrolliert die abschließenden Ent­
scheidungen der Unter suchungsorgane im Anzeigenprüfungs­
stadium, ob sie der Gesetzlichkeit entsprechen. Das gilt für 
das Absehen von der Einleitung eines Ermittlungsverfah­
rens gemäß § 96 Abs. 1 StPO ebenso wie für die Übergabe 
an ein gesellschaftliches Gericht gemäß § 97 StPO. Bei den 
Entscheidungen gemäß § 96 Abs. 1 StPO ist besonders auf 
diejenigen zu achten, die in Verbindung mit § 3 Abs. 2 StGB

bzw. gemäß § 75 Abs. 3 StPO ergangen sind oder die in Ver­
fahren mit unbekannten Tätern getroffen wurden.

Die Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht gemäß 
§ 97 StPO setzt voraus, daß bereits durch die Anzeigenprü­
fung der Sachverhalt vollständig aufgeklärt ist und der Tä­
ter seine Rechtsverletzung zugibt. Es muß hinreichender Tat­
verdacht bestehen, und die gesetzlichen Voraussetzungen der 
Strafverfolgung müssen vorliegen. Durch das Erfordernis des 
„hinreichenden Tatverdachts“ werden an die Übergabe an 
ein gesellschaftliches Gericht im Anzeigenprüfungsstadium 
höhere Anforderungen als an die Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens gemäß § 98 StPO (hier genügt der „Ver­
dacht“ einer Straftat) gestellt.4 Wenngleich vom Gesetz die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens in diesen Fällen nicht 
vorgesehen ist (vgl; § 97 StPO), wird der Verdächtige auf 
Grund der gegebenen Voraussetzungen mit der Entscheidung 
zur Übergabe zum Beschuldigten.

Die Entscheidung zur Übergabe der Sache an ein gesell­
schaftliches Gericht hat innerhalb der Anzeigenprüfungsfrist 
zu erfolgen. Damit der Staatsanwalt seine Aufsichtspflicht 
voll wahrnehmen kann, sind ihm Durchschriften der Über­
gabeverfügungen der Untersuchungsorgane unverzüglich zu 
übersenden.

Bei der Kontrolle der Entscheidungen im Anzeigenprü­
fungsstadium hat der Staatsanwalt auch darauf zu achten, 
daß sowohl der Anzeigende als auch der Geschädigte einen 
begründeten Bescheid über die gemäß § 96 Abs.'l StPO ge­
troffene Entscheidung des Absehens von der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens erhalten und auf das Recht der Be­
schwerde hingewiesen werden. Bei der Übergabe der Sache 
an ein gesellschaftliches Gericht ist eine Benachrichtigung 
dagegen nicht vorgesehen. Anzeigender, Geschädigter und 
Beschuldigter haben gegen die Übergabe der Sache kein Be­
schwerderecht.

Die Aufsicht über die Gesetzlichkeit der Anzeigenauf­
nahme und Anzeigenprüfung sowie der in diesem Stadium 
erfolgenden abschließenden Entscheidungen nimmt der 
Staatsanwalt vor allem durch planmäßige Kontrollen nach 
Schwerpunkten wahr. Sie kann aber auch auf Grund kon­
kreter Feststellungen bei der Bearbeitung der Strafverfah­
ren, von Beschwerden nach § 91 StPO oder von Eingaben er­
forderlich werden.

Einleitung und Durchführung des Ermittlungsverfahrens

Die Anweisung 1/85 verpflichtet den Staatsanwalt, die Auf­
sicht darüber auszuüben, daß Ermittlungsverfahren nur von 
den dazu Berechtigten und nur dann eingeleitet werden, 
wenn der Verdacht einer Straftat besteht und die gesetzli­
chen Voraussetzungen der Strafverfolgung vorliegen (§ 98 
StPO). Dabei ist zu beachten, daß gegen eine Person, auch 
wenn sie mehrere Straftaten begangen hat, nur ein Ermitt­
lungsverfahren einzuleiten ist. Stellt sich bei den Ermittlun­
gen heraus, daß sich der Straftatverdacht erweitert, ist das 
Ermittlungsverfahren durch Verfügung zu ergänzen. Das 
ist auch dann erforderlich, wenn die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte Straftat rechtlich anders zu würdigen ist (z. B. 
Verbrechen anstatt Vergehen; § 215 StGB anstelle § 115 StGB; 
Anwendung des § 44 StGB).

Jede Straftat ist allseitig, unvoreingenommen und zügig 
aufzuklären. Der Umfang der Ermittlungen hat sich nach 
den Umständen der konkreten Strafsache zu richten. Vor­
aussetzung einer hohen Wirksamkeit der Verfahrensdurch­
führung ist die Verwirklichung a l l e r  Prinzipien des so­
zialistischen Strafverfahrens. Konzentration und Beschleuni­
gung sind für jedes Verfahren von wesentlicher Bedeutung. 
Sie haben die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlich­
keit und der Rechte der Bürger zu fördern. Es ist Aufgabe 
des Staatsanwalts, auf die Qualität der Ermittlungen Einfluß 
zu nehmen und zu sichern, daß die objektive Wahrheit 
zweifelsfrei festgestellt wird. Dabei konzentriert er sich auf 
die Ermittlung, Sicherung und Überprüfung aller notwendi­
gen Beweise zur Aufklärung der in § 101 Abs. 2 und § 69 StPO 
genannten Umstände, die Aufklärung der Ursachen und Be­
dingungen der Straftat, die Gewährleistung einer zielgerich­
teten Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte sowie die Wah­
rung der Rechte der Bürger und der Rechtsträger sozialisti­
schen Eigentums.

In der Anweisung 1/85 werden einige wichtige Umstände 
genannt, denen der Staatsanwalt sein besonderes Augenmerk 
zuzuwenden hat. Dazu gehören die allseitige und gründliche 
Arbeit am Ereignisort unter Ausschöpfung aller kriminaltech-

4 Vgl. K.-H. Röhner, „Tatverdacht und seine Differenzierung in der 
StPO“, NJ 1985, Heft 11, S. 448 f.


